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Ausreichende pflegerische Versorgung und Betreuung von Menschen 
mit HIV und AIDS aufgrund der Pflegeversicherung 


Ziel der Pflegeversicherung war es, die ambulante und stationäre pfle- 
gerische Versorgung von alten Menschen, chronisch und Schwerstkran- 
ken dauerhaft finanziell abzusichern. Von vielen wurde hierbei erwar- 
tet, daß sich in Zukunft der Spielraum für eine häusliche Versorgung 
aufgrund der Leistungen der Pflegeversicherung erweitert. 

Viele AIDS-Patienten benötigen aufgrund ihres komplizierten und häu- 
fig starken Schwankungen unterliegenden Krankheitsbildes professio- 
nelle Pflege (Sachleistungen der Pflegeversicherung), weil die ersten 
Symptome neuer Infektionen und Erkrankungen, aber auch Nebenwir- 
kungen von Medikamenten von professionellen Pflegekräften eher 
erkannt werden und die notwendigen Schritte eingeleitet werden kön- 
nen. Des weiteren sind Angehörige ohne professionelle Hilfe mit der 
Sterbebegleitung häufig überfordert. 

AIDS-Hilfen und auf AIDS spezialisierte Pflegevereine stellen nun ver- 
mehrt fest, daß die Pflegeversicherung bei AIDS-Kranken nicht in aus- 
reichendem Maße greift. Die Pflegeversicherung geht von einem kon- 
stanten, allenfalls progressiven Krankheitsbild aus. Idealtypisch ist bei 
ihren Richtlinien an altersbedingte Pflegebedürftigkeit gedacht. Schwer 
verlaufende Krankheiten mit tödlichem Ausgang und schwankendem 
Krankheitsverlauf wie die Immunschwächekrankheit AIDS finden daher 
weder bei den Richtlinien der Spitzenverbände der Pflegekassen noch 
bei deren Gutachtern hinreichend Berücksichtigung. Besondere Pro- 
bleme scheint es zu geben bei der Einstufung von pflege- und hilfsbe- 
dürftigen AIDS-Patienten im Frühstadium in die Pflegestufe I sowie bei 
der Abrechnung der ambulanten pflegerischen Vollversorgung von 
Patienten mit einer akuten lebensbedrohlichen Sekundärerkrankung 
oder im Endstadium der Krankheit AIDS. AIDS-Fachpflegeverbände 
gehen davon aus, daß die Pflegeversicherung daher allenfalls bei 5% 
ihrer Patienten greift. Sie bemängeln dabei insbesondere, daß die Richt- 
linien dem schwankenden Krankheitsbild von AIDS widersprechen. Der 
Kölner Stadtanzeiger berichtet in seiner Ausgabe vom 19. Juli 1995 von 
einem Fall eines 39jährigen an AIDS erkrankten Mannes, dem das 
Pflegegeld nach der Pflegeversicherung bislang verweigert wurde, 
obwohl er sich einer Chemotherapie unterzog, an epileptischen Anfällen 
litt und im übrigen aufgrund seines Allgemeinzustandes inzwischen 
weitgehend hilflos ist. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial - 
Ordnung vom 18. August 1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Vorbemerkung 

1. Zentrale Aufgabe der medizinischen Versorgung eines AIDS- 
Kranken ist zunächst die Behandlung seiner Krankheit. Dafür 
steht das gesamte Leistungsspektrum der Krankenversiche- 
rung zur Verfügung, angefangen von der Früherkennung von 
Krankheiten über die ärztliche Behandlung bis hin zur häus- 
lichen Krankenpflege. Bei den Leistungen zur Behandlung 
einer Krankheit sind insbesondere die ambulante und statio- 
näre Krankenbehandlung, die Arznei- sowie die Heil- und 
Hilfsmittelversorgung zu nennen. Ist der AIDS-Kranke Mitglied 
einer gesetzlichen Krankenversicherung, besteht unter be- 
stimmten Voraussetzungen Anspruch auf Leistungen der 
„Häuslichen Krankenpflege" nach § 37 SGB V; von der Ver- 
ordnung dieser Leistung wird gerade für AIDS-Patienten in 
erheblichem Umfang Gebrauch gemacht. 

Demgegenüber kommt den Leistungen der Pflegeversicherung 
- gerade bei AIDS-Patienten - eine eher bescheidene Aufgabe 
zu, in erster Linie im Sinne einer Ergänzung der Leistungen der 
Krankenversicherung. So sind die in der Anfrage genannten 
Leistungen „Chemotherapie", „Behandlung eines epilepti- 
schen Anfalls" oder die Versorgung akuter lebensbedrohlicher 
Sekundärerkrankungen Aufgabe der Krankenversicherung 
und werden von dieser auch unverändert geleistet. Es war nie 
Ziel des Pflege-Versicherungsgesetzes, diese Leistungen zu 
ersetzen, sondern gerade bei chronisch Kranken ergänzende 
Hilfen im Bereich der regelmäßig wiederkehrenden Verrich- 
tungen des täglichen Lebens nach § 14 Abs. 4 SGB XI zu lei- 
sten. An AIDS-Patienten wurde bei der Verwirklichung des 
Pflege-Versicherungsgesetzes ausdrücklich gedacht; bereits in 
der allgemeinen Begründung zum Gesetzentwurf wird AIDS 
als eine der Erkrankungen angeführt, die Pflegebedürftigkeit 
verursachen kann. Bei AIDS-Erkrankungen im Endstadium 
kommt bei einem außergewöhnlich hohen Pflegeaufwand zu- 
dem die Anerkennung als Härtefall nach § 36 Abs. 4 SGB XI in 
Betracht; entsprechend dem pflegerischen Bedarf werden von 
der Pflegeversicherung Pflegeeinsätze bis zu einem Ge- 
samtwert von 3 750 DM monatlich gewährt. 

2. Schwankungen im Krankheitsverlauf mit wechselnden Phasen 
von erheblicher Hilflosigkeit einerseits und Beschwerdefreiheit 
andererseits sind zwar bei AIDS-Kranken typisch, sie sind 
jedoch auch typisch bei einer Reihe von anderen Krankheiten, 
wie z. B. psychischen Erkrankungen, rheumatologischen oder 
neurologischen Erkrankungen (Multiple Sklerose). Deshalb 
ergibt sich aus diesem Krankheitsverlauf auch keine besondere 
Problematik für die Pflegeversicherung, für die Begutachtung 
zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit und für die Leistungs- 
gewährung. 

3. Nicht zutreffend ist die Behauptung, die Richtlinien der Spit- 
zenverbände der Pflegekassen zur Feststellung der Pflegebe- 
dürftigkeit seien vorrangig auf die. altersbedingte Pflege- 
bedürftigkeit abgestellt. Die Leistungen des Pflege-Versiche- 
rungsgesetzes stehen - wenn die Voraussetzungen erfüllt 
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sind- auch Säuglingen, Kindern und Jugendlichen zu. Maß- 
stab für die Leistungen sind allein Art, Häufigkeit und Zeitbe- 
darf der Hilfeleistungen für die regelmäßig wiederkehrenden 
Verrichtungen des täglichen Lebens und bei der hauswirt- 
schaftlichen Versorgung ohne Rücksicht auf die Ursache oder 
die Art der Krankheit oder Behinderung. Das Pflege-Versiche- 
rungsgesetz und die Pflegebedürftigkeits-Richtlinien sind kei- 
neswegs vorrangig auf bestimmte Arten von Patienten oder 
primär auf körperliche Beeinträchtigungen abgestellt; sie 
geben vielmehr auch für psychisch bedingte Beeinträchtigun- 
gen genügend Hilfestellung. Das gilt auch für die pflegerische 
Versorgung von AIDS-Patienten. Deshalb kann die Behaup- 
tung in der Vorbemerkung der Kleinen Anfrage nicht akzep- 
tiert werden, die Pflegeversicherung greife bei AIDS-Patienten 
nicht in ausreichendem Maße. Falls der AIDS-Patient die Hilfe 
professioneller Pflegekräfte in Anspruch nehmen will, so kann 
er dies entsprechend dem in den §§ 36, 37 SGB XI vorgesehe- 
nen Wahlrecht frei entscheiden. 

4. Hinter diesem Vorwurf steht offenbar die falsche Vorstellung, 
die Pflegeversicherung sei in umfassendem Maße für jegliche 
Bedürfnisse alter, kranker oder behinderter Menschen zustän- 
dig und verantwortlich. 

Richtig ist demgegenüber, daß der Pflegeversicherung vom 
Gesetzgeber - bewußt und gewollt — lediglich die Zuständig- 
keit für einen bestimmten und beschränkten Sektor der ge- 
sundheitlichen Versorgung übertragen worden ist, nämlich für 
die Grundpflege und die hauswirtschaftliche Versorgung. Das 
bedeutet eine Beschränkung auf Hilfe bei der Ernährung, bei 
der Körperpflege, bei der Mobilität und der Versorgung des 
Haushaltes. Alles andere liegt außerhalb der Zuständigkeit und 
Verantwortung der Pflegekassen, also insbesondere die Kran- 
kenbehandlung, die häusliche Krankenpflege, die medizi- 
nische Rehabilitation und die soziale Betreuung im Sinne von 
Hilfen zur Eingliederung in die Gesellschaft oder zur Teil- 
nahme am Leben in der Gemeinschaft; hierfür sind Kranken- 
versicherung und Sozialhilfe nach wie vor zuständig. 

Kraft politischer Vorgaben ist der Beitragssatz der Pflegever- 
sicherung auf 1,7 % beschränkt; mit dem sich daraus ergeben- 
den Finanzvolumen ist eine Vollversorgung des betroffenen 
Personenkreises nicht sicherzustellen. Deshalb war es notwen- 
dig, die Pflegeversicherung auf bestimmte Leistungen zu be- 
schränken, die im Gesetz konkret benannt sind; eine Lei- 
stungsgewährung im Sinne einer Generalklausel ist ausge- 
schlossen. Außerdem war es notwendig, die Höhe der Leistun- 
gen auf die im Gesetz genannten Höchstbeträge zu begrenzen; 
eine vollständige Übernahme sämtlicher im Einzelfall ent- 
stehender Kosten ist daher ebenfalls nicht möglich. 

Dieser eingeschränkte Anwendungs- und Leistungsbereich der 
Pflegeversicherung wird in der Öffentlichkeit noch vielfach 
verkannt. Deshalb kommt es nicht selten zu Fehlschätzungen 
und Enttäuschungen, wenn einem Antrag nicht oder nicht in 
vollem Umfang entsprochen werden kann. 
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5. Schließlich ist deutlich zu machen, daß - entgegen einer der 
Kleinen Anfrage offenbar zugrundeliegenden Einschätzung - 
die Bundesregierung und auch das Bundesministerium für Ar- 
beit und Sozialordnung für die Ausführung des Pflege-Ver- 
sicherungsgesetzes und für die im Einzelfall getroffenen Ent- 
scheidungen des Medizinischen Dienstes oder einer Pflege- 
kasse nicht verantworüich sind. Der Gesetzgeber hat die 
Durchführung der Pflegeversicherung den Pflegekassen über- 
tragen. Diese sind natürlich an die gesetzlichen Vorgaben und 
die auf dem Gesetz beruhenden Durchführungsvorschriften 
gebunden. Gleichwohl verbleibt in jedem Einzelfall ein be- 
stimmter Ermessensspielraum, vor allem bei der Begutachtung 
und der Einstufung in eine bestimmte Pflegestufe, aber auch 
bei den Verwaltungsentscheidungen im übrigen. Insoweit un- 
terliegen die ausführenden Stellen - die regionalen Medizini- 
schen Dienste und die örtlichen Pflegekassen - der Aufsicht der 
zuständigen Behörden; dabei handelt es sich bei den landes- 
unmittelbaren Kassen und den Medizinischen Diensten um 
Landesbehörden, bei den bundesunmittelbaren Kassen um das 
Bundesversicherungsamt. Das Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordung führt lediglich, gemeinsam mit dem Bundes- 
ministerium für Gesundheit, die Aufsicht über die Bundesver- 
bände der Pflegekassen - soweit ihnen im SGB XI besondere 
Zuständigkeiten eingeräpmt sind. Da aber die Bundesver- 
bände ihrerseits nicht Aufsichtsbefugnisse gegenüber den ört- 
lichen Kassen und auch nicht gegenüber den Landesverbän- 
den ausüben, stehen dem Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordung Eingriffsmöglichkeiten in Einzelfällen nicht zu. 
Deshalb ist das Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordung nicht befugt, im Einzelfall in Entscheidungen des Medi- 
zinischen Dienstes oder der Pflegekassen einzugreifen und sie 
zu korrigieren. 


1. Welche Kritikpunkte an den gegenwärtigen Regelungen der Pflege- 
versicherung werden von den AIDS-Hilfe-Organisationen, den 
AIDS-Pflegevereinen und anderen sozialen Pflegediensten bei der 
Anwendung der Pflegeversicherung bei Patienten mit AIDS und HIV 
vorgetragen? 


In einer Stellungnahme des Robert Koch-Institutes, Berlin, zum 
Thema „Die Pf lege Versicherung und ihre Auswirkungen auf die 
ambulante AIDS-Krankenversorgung" vom Mai 1995 wird kriti- 
siert, daß die Leistungen des Pflege-Versicherungsgesetzes nicht 
schnell genug auf den wechselnden Krankheitsverlauf bei AIDS 
abgestimmt würden. So sei die Wartezeit auf die Begutachtung 
durch den Medizinischen Dienst teilweise zu lang; auch die Bin- 
dungsfrist von sechs Monaten bei der Wahl der Kombinationslei- 
stung nach § 38 SGB XI werde dem häufig wechselnden Krank- 
heitsverlauf nicht gerecht. Andere Stellungnahmen aus dem Be- 
reich der AIDS-Hilfe-Organisationen liegen dem Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordung nicht vor. 
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2. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung hieraus? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine zügige Begut- 
achtung der Pflegebedürftigkeit grundsätzlich für alle Antragstel- 
ler unabhängig von ihrer Verursachung durch bestimmte Krank- 
heiten erreicht werden muß. Dies gilt besonders dann, wenn sich 
Pflegebedürftigkeit akut verschlimmert. Allerdings kann die 
Pflegeversicherung nicht den sich häufig plötzlich entwickelnden 
Hilfebedarf als Folge eines Krankheitsschubes oder einer zusätz- 
lichen Krankheit abdecken. Hier ist - wie in der Vorbemerkung 
dar gestellt - vorrangig die Krankenversicherung zuständig. 

Die Bindungsfrist nach § 38 SGB XI für die Dauer von sechs 
Monaten geht von einem gleichbleibenden Hilfebedarf des Ver- 
sicherten aus. Treten in den Verhältnissen, die bei der Entschei- 
dung der Pflegekasse über die Leistungsgewährung Vorgelegen 
haben, wesentliche Veränderungen ein, kann die Pflegekasse 
ihre Entscheidung diesen neuen Verhältnissen ggf. anpassen. 
Nimmt z. B. der Hilfebedarf im Sinne des Pflege-Versicherungsge- 
setzes zu und wird eine höhere Pflegestufe festgestellt, ist eine 
neue Form der Kombination von Geld- und Sachleistung möglich. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß zunächst die Anlauf- 
phase des Pflege-Versicherungsgesetzes abgewartet werden 
muß, um dann eine Bilanz zu ziehen und ggf. notwendige Ände- 
rungen am Pflege-Versicherungsgesetz vorzunehmen. 


3. a) Wie will die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß bei der 
Anwendung der Pflegeversicherung auf AIDS-Kranke künftig 
den besonderen Bedingungen der Immunschwächekrankheit 
AIDS, insbesondere ihrem stark schwankenden Krankheitsver- 
lauf und dem damit zusammenhängenden stark schwankenden 
Pflegebedarf, Rechnung getragen wird? 

b) Wie will die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß die medizi- 
nischen Dienste Fachleute zu Rate ziehen, die sich mit dem Ver- 
lauf der Immunschwächekrankheit AIDS hinreichend aus- 
kennen? 

Zu a) 

Bei der Feststellung der Pflegebedürftigkeit soll der Medizinische 
Dienst - soweit der Versicherte einwilligt - insbesondere die 
Hausärzte in die Begutachtung mit einbeziehen und ärztliche 
Auskünfte und Unterlagen über die für die Begutachtung der 
Pflegebedürftigkeit wichtigen Vorerkrankungen sowie Art, Um- 
fang und Dauer der Hilfebedürftigkeit einholen. 

In den Richtlinien der Spitzenverbände der Pflegekassen über die 
Abgrenzung der Merkmale der Pflegebedürftigkeit nach § 17 SGB 
XI ist festgelegt, daß der Medizinische Dienst für spezielle gutach- 
terliche Fragestellungen Ärzte, Pflegefachkräfte und andere 
Fachkräfte bei der Erstellung des Gutachtens als externe Kräfte 
beteiligen kann. Damit ist ausreichend Sorge getragen, daß auch 
spezielle und schwierige Krankheitsbilder sachgerecht begutach- 
tet werden können. Falls diesen Grundsätzen in Einzelfällen nicht 
Rechnung getragen werden sollte, hat der Pflegebedürftige die 
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Möglichkeit, sich im Wege des Widerspruchs und ggf. der Klage 
vor dem Sozialgericht zur Wehr zu setzen; er kann auch die Auf- 
sichtsbehörde einschalten. 

Zu b) 

Die Bundesregierung hat auf die Anwendung des Gesetzes und 
der Richtlinien zur Feststellung der Pflegebedürftigkeit im Einzel- 
fall keinen Einfluß. Mit der Umsetzung des Pflege-Versicherungs- 
gesetzes hat der Gesetzgeber vielmehr die Pflegekassen beauf- 
tragt. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß die Fest- 
stellung der Pflegebedürftigkeit zwar im Einzelfall Fachkennt- 
nisse über Diagnostik und Therapie einzelner Erkrankungen 
erfordern mag, vorrangig jedoch die Feststellung des Hilfebedarfs 
bei den regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen des täg- 
lichen Lebens ist. Die mit der Begutachtung beauftragten Ärzte 
und Ärztinnen und Pflegefachkräfte der Medizinischen Dienste 
der Krankenversicherung sind dieser Aufgabe bei AIDS ebenso 
wie bei anderen Erkrankungen in aller Regel gewachsen. Im übri- 
gen soll der Medizinische Dienst nach § 18 Abs. 3 SGB XI die 
behandelnden Ärzte des Versicherten in die Begutachtung einbe- 
ziehen, so daß auf diese Art und Weise weiteres Fachwissen für 
die Begutachtung zur Verfügung steht. 

4. Wie will die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß AIDS-Patien- 
ten durch ein beschleunigtes Begutachtungs- und Genehmigungs- 
verfahren die ihnen zustehenden Pflegegelder bekommen, bevor die 
Patienten verstorben sind? 


Die Bundesregierung hat keinen Einfluß auf die Zahl der erledig- 
ten Gutachten, die Dauer des Verwaltungsverfahrens und die von 
den Pflegekassen getroffenen Entscheidungen. In der jetzigen 
Anlaufphase des neuen Pflege-Versicherungsgesetzes ist es nicht 
immer zu vermeiden, daß längere Wartezeiten bei der Bearbei- 
tung der Anträge auftreten können. Diese Anlaufphase wird 
jedoch schon etwa im September 1995 abklingen. Darüber hinaus 
ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Bearbeitung der 
Anträge für alle Antragsteller - unabhängig von einzelnen Krank- 
heitsbildern - insbesondere dann vorgezogen werden muß, wenn 
die Lebenserwartung eingeschränkt ist, z. B. auch bei Menschen 
mit fortgeschrittenen Krebserkrankungen. Die Bundesregierung 
hat keinen Zweifel, daß die Pflegekassen und die Medizinischen 
Dienste bereit sind, entsprechend zu verfahren. So ist beispiels- 
weise auch der Empfehlung des Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordung Rechnung getragen worden, angesichts des am 
1. April 1995 auf gelaufenen Antragsstaus vorrangig die Anträge 
auf Sachleistungen zu bearbeiten, weil insoweit eine rückwir- 
kende Leistung - anders als beim Pflegegeld - nicht zulässig ist. 

5. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß bei AIDS-Patien- 
ten, die sich grundsätzlich für eine pflegerische Versorgung zu 
Hause entschieden haben, die Pflegeversicherung die Kosten für 
eine pflegerische Unterstützung zu Hause zu tragen hat, und wie will 
die Bundesregierung hierfür Sorge tragen? 
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Das Pflege-Versicherungsgesetz räumt der ambulanten Pflege zu 
Hause Vorrang vor stationärer Pflege (§ 3 SGB XI) ein. Dies gilt für 
alle Pflegebedürftigen unabhängig davon, aufgrund welcher Er- 
krankung oder Behinderung Pflegebedürftigkeit gegeben ist. 
Voraussetzung für die Leistungen der Pflegeversicherung ist 
jedoch, daß der Versicherte mindestens erheblich pflegebedürftig 
ist, d. h. mindestens täglicher Hilfebedarf bei wenigstens zwei der 
in § 14 Abs. 4 SGB XI genannten Verrichtungen aus den Berei- 
chen Körperpflege, Ernährung, Mobilität und ergänzend Bedarf 
an hauswirtschaftlicher Versorgung besteht. Die Richtlinien der 
Spitzenverbände der Pflegekassen sehen darüber hinaus für die 
Pflegestufe I im Wochendurchschnitt einen täglichen Mindestauf- 
wand an Pflege von 90 Minuten bei Pflege durch einen Angehöri- 
gen, Nachbarn oder eine sonstige ehrenamtliche Pflegeperson 
vor, wobei der pflegerische Aufwand gegenüber der hauswirt- 
schaftlichen Versorgung im Vordergrund stehen muß. 

Wenn die für die einzelnen Pflegestufen vorgesehenen Leistun- 
gen im Einzelfall überschritten werden, läßt das SGB XI die 
Tragung der vollen Kosten nicht zu. Es können also Leistungen 
nur bis zu der im Gesetz vorgesehenen Höhe gewährt werden. 
Den Grundsatz der vollen Kostenübernahme kennt die Pflegever- 
sicherung nicht. 

6. Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß es ein untrag- 
barer Zustand ist, wenn sich Patienten, die sich für ein Leben und 
Sterben in Würde in ihrer gewohnten Umgebung zu Hause im Kreise 
von Freunden und Familie entschieden haben, im letzten Stadium 
ihres Lebens aufgrund von Anwendungsproblemen bei der Pflege- 
versicherung gezwungen sind, schließlich doch in einem Kranken- 
haus zu sterben? 

Die Versorgung eines AIDS-Kranken im letzten Stadium seines 
Lebens macht das enge Zusammenwirken von Leistungen der 
Kranken- und Pflegeversicherung notwendig. Da bei AIDS-Kran- 
ken gerade im letzten Stadium des Lebens in der Regel der Anteil 
der Behandlungspflege zu Lasten der Krankenversicherung deut- 
lich überwiegt, ist in dem der Anfrage zugrunde gelegten Fall 
wohl davon auszugehen, daß die notwendige Behandlungspflege 
zu Hause nicht mehr erbracht werden konnte. Der Inhalt der Klei- 
nen Anfrage enthält im übrigen keine Tatsachen, die dagegen 
sprechen, daß auch in dem zitierten Fall der erhöhte Kranken- 
behandlungsbedarf die Ursache für die Krankenhauseinweisung 
war. 

Der Bundesregierung ist bisher nicht bekanntgeworden, daß ein 
AIDS-Kranker in ein Krankenhaus allein wegen Anwendungspro- 
blemen des Pflege- Versicherungsgesetzes eingewiesen werden 
mußte. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, in einem gemeinsamen Gespräch mit 
den beiden deutschen AIDS-Stiftungen, der Deutschen AIDS-Hüfe 
und den verschiedenen AIDS-Pflegevereinen (Schwule Initiative für 
Pflege und Soziales Köln, ad hoc Berlin, HIV Berlin etc.) über die 
bestehenden Probleme im Zusammenhang mit AIDS und der Pflege- 
versicherung zu sprechen und gemeinsam nach Lösungswegen zu 
suchen? 

Wenn nein, warum nicht? 
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Die Bundesregierung hat sich Gesprächen mit AIDS-Vereini- 
gungen zu möglichen Verbesserungen der Versorgung nie ver- 
weigert und ist jederzeit bereit, weitere Gespräche zu führen. So 
entsendet die Deutsche AIDS-Hilfe regelmäßig einen Vertreter in 
die Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft für Hospize beim Bundes- 
ministerium für Arbeit und Sozialordnung, in der die zukünftigen 
Möglichkeiten der Hospizversorgung u. a. auf der Grundlage des 
Pflege-Versicherungsgesetzes geklärt werden sollen. Da die 
Anfrage offensichtlich auf Hinweisen aus dem Kölner Raum 
beruht, ist allerdings darauf hinzuweisen, daß auch mit führenden 
Vertretern der AIDS-Hilfe Köln in den vergangenen Monaten 
mehrere Gespräche - u. ä. auf Staatssekretärsebene - zu den 
Möglichkeiten der Förderung eines Hospizes für AIDS-Kranke im 
Kölner Raum geführt wurden. Dabei wurde keine grundsätzliche 
Kritik am Pflege-Versicherungsgesetz geäußert. Auch anläßlich 
einer Pflegefachtagung vom 3. bis 5. April 1995 in Fulda zum 
Thema „Umsetzung des Pflege- Versicherungsgesetzes" gab es 
zwischen Vertretern des Medizinischen Dienstes der Spitzenver- 
bände in Essen und der Deutschen AIDS-Hilfe einen konstrukti- 
ven Dialog. Gespräche zu möglichen Verbesserungen der Pflege 
von AIDS-Patienten sollten im übrigen auch mit den Pflegekassen 
und den Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung in den 
Ländern geführt werden, falls Schwierigkeiten auftreten. 


8. Wie beurteilt die Bundesregierung einen Fall, der vom Kölner „Ver- 
ein für soziale Schuldnerberatung e.V." geschildert wird, wonach 
ein AIDS-Patient, der sich im letzten oder vorletzten Stadium der 
Krankheit befindet, nach Ansicht des medizinischen Dienstes die 
Kriterien für die Pflegestufe I „Erhebliche Pflegebedürftigkeit" nicht 
erfüllt? 


Vorab ist darauf hinzuweisen, daß der Bundesregierung der 
zitierte Fall - über den der Kölner Verein für soziale Schuldner- 
beratung berichtet hat - nicht näher bekannt ist; deshalb können 
keine Aussagen zur Entscheidung über die Pflegestufe gemacht 
werden. 

Im übrigen ist mit Kritik an der getroffenen Einstufung eher 
vorsichtig umzugehen, solange die genauen Unterlagen nicht 
bekannt sind und ein unmittelbarer Eindruck vom Zustand eines 
Patienten nicht vorhanden ist. 

Auch im letzten oder vorletzten Stadium einer Krankheit kann die 
Selbständigkeit bei den regelmäßig wiederkehrenden Verrich- 
tungen des täglichen Lebens im Sinne des § 14 Abs. 4 SGB XI 
ganz oder teilweise noch vorhanden sein. Dies entspricht ent- 
weder dem natürlichen Verlauf der Erkrankung - z.B. bei man- 
chen Herzerkrankungen - oder ist Folge der ärztlichen Behand- 
lung, z. B. einer Schmerztherapie. Die medizinische Feststellung 
eines bestimmten Krankheitsstadiums geht somit nicht zwangs- 
läufig mit einem bestimmten Hilfebedarf bei den regelmäßig 
wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen Lebens einher. 
Auch bei einem AIDS-Kranken ist es möglich, daß ein medizinisch 
fortgeschrittenes Stadium besteht, gleichwohl bei der Begutach- 
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tung eines Antrages auf Leistungen aus der Pflegeversicherung 
ein nur geringer Hilfebedarf bei den Verrichtungen des täglichen 
Lebens nach § 14 Abs. 4 SGB XI festgestellt wird. 


9. Welche AIDS-Krankheitsstadien (nach CDC) entsprechen jeweils 
der Pflegestufe I r Pflegestufe II oder Pflegestufe III? 


Für medizinische Stadieneinteilungen werden in der Regel je 
nach Krankheit z. B. feingewebliche Untersuchungsergebnisse, 
Laborergebnisse, bildgebende Techniken und der klinische Ver- 
lauf verwendet. Dies gilt auch für die vom amerikanischen Center 
of Disease Control (CDC) empfohlene Einteilung der AIDS-Krank- 
heitsstadien. Ziel der Stadieneinteilung ist es, Aussagen zum 
Krankheitsverlauf und seiner voraussichtlichen weiteren Entwick- 
lung sowie zu Art und Umfang therapeutischer und rehabilitativer 
Maßnahmen zu machen. Die Frage des Hilfebedarfs bei den 
regelmäßig wiederkehrenden Verrichtungen des täglichen 
Lebens ist bei der Anwendung von Krankheitsstadien von nach- 
rangiger Bedeutung. Ein Vergleich der Pflegestufen nach § 15 
SGB XI mit ärztlich-medizinisch definierten Krankheitsstadien ist 
deshalb nicht möglich (s. auch Antwort zu Frage 8). Die Stadien- 
einteilung kann deshalb für die Entscheidung über das Vorliegen 
von Pflegebedürftigkeit und für die Zuordnung zu einer Pflege- 
stufe nicht herangezogen werden. Das SGB XI sieht vielmehr 
eigenständige gesetzliche Kriterien vor, und zwar in einer so 
konkretisierten Form, wie es das bisher bei keiner anderen De- 
finition der Pflegebedürftigkeit gegeben hat. 
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